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7 2 . Bundesgesetz: Sonderbestimmung zur Nationalrats-Wahlordnung.
73. Bundesgesetz: Förderung der Atomforschung.
7 4 . Bundesgesetz: Beitragsleistungen der Republik Österreich bei internationalen Finanzinstitutionen.
7 5 . Bundesgesetz: Weitere Änderung des 3. Schatzscheingesetzes 1948.
7 6 . Bundesgesetz: Befreiung von Schuldverschreibungen inländischer Kreditunternehmen von der Wertpapiersteuer.
7 7 . Bundesgesetz: Veräußerung von bundeseigenen Liegenschaften in Baden bei Wien („Sauerhof" und „Peterhof").
7 8 . Verordnung: Festsetzung des Betrages, der gemäß § 73 Abs. 5 ASVG. von den zur Auszahlung gelangenden

Renten (Rentensonderzahlungen) einzubehalten ist.
7 9 . Verordnung: 13. Änderung der Arzneitaxe.
80. Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Allgemeine Kanzleiprüfung.

7 2 . Bundesgesetz vom 18. März 1959, mit
dem eine Sonderbestimmung zur National-

rats-Wahlordnung getroffen wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Wird eine Wahl des Nationalrates vor
dem 1. April 1959 ausgeschrieben, so finden auf
diese Wahl an Stelle des § 32 Abs. 2 die Be-
stimmungen des § 31 der Nationalrats-Wahl-
ordnung 1957, BGBl. Nr. 67, in der Fassung der
Nationalrats-Wahlordnungsnovelle 1958, BGBl.
Nr. 7/1959, mit der Maßgabe Anwendung, daß
die Gemeinden das Wählerverzeichnis in der
Zeit vom 15. bis 19. April 1959 zur öffentlichen
Einsicht aufzulegen haben.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres betraut.

Schärf
Raab Helmer

7 3 . Bundesgesetz vom 18. März 1959 zur
Förderung der Atomforschung.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Erwerb von Gesellschaftsrechten an
der Österreichischen Studiengesellschaft für Atom-
energie Gesellschaft m. b. H., Wien, durch den
Ersterwerber, Leistungen der Gesellschafter auf
Grund einer im Gesellschaftsverhältnis begrün-
deten Verpflichtung, freiwillige Leistungen der
Gesellschafter, wenn das Entgelt in der Gewäh-
rung erhöhter Gesellschaftsrechte besteht, oder
Leistungen, die geeignet sind, den Wert der
Gesellschaftsrechte zu erhöhen, sowie die Gewäh-
rung von Darlehen an die genannte Gesellschaft
durch deren Gesellschafter, wenn die Darlehens-
gewährung eine durch die Sachlage gebotene Ka-

pitalzuführung ersetzt, unterliegen nicht der Ge-
sellschaftsteuer.

§ 2. Als Teilwert der Geschäftsanteile an der
Österreichischen Studiengesellschaft für Atom-
energie Gesellschaft m. b. H., Wien, und der
diesen Geschäftsanteilen steuerrechtlich gleich-
gestellten Gesellschafterleistungen ist der Betrag
von einem Schilling anzusetzen.

§ 3. Die Österreichische Studiengesellschaft für
Atomenergie Gesellschaft m. b. H., Wien, ist von
den Steuern vom Einkommen, Ertrag und Ver-
mögen befreit.

§ 4. Eine Grunderwerbsteuer ist vom Erwerb
von Grundstücken durch die Österreichische Stu-
diengesellschaft für Atomenergie Gesellschaft m.
b. H., Wien, nicht zu erheben, wenn die
erworbenen Grundstücke binnen zwei Jahren
dauernd der Atomforschung gewidmet werden.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz

7 4 . Bundesgesetz vom 18. März 1959,
betreffend Beitragsleistungen der Republik
Österreich bei internationalen Finanzinsti-

tutionen.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 1. Der in der Anlage wiedergegebenen Ver-
einbarung des Bundesministeriums für Finanzen
und der Oesterreichischen Nationalbank über die
Aufnahme eines Kredites der Republik Öster-
reich zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen als
Mitglied des Internationalen Währungsfonds,
der Internationalen Bank für Wiederaufbau und
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Wirtschaftsförderung sowie des Europäischen
Währungsabkommens wird die Genehmigung er-
teilt.

§ 2. Die Oesterreichische Nationalbank ist be-
rechtigt, ihre aus dem Kredit entstehenden For-
derungen als Deckung des Banknotenumlaufes
in ihre Aktiven einzustellen. Der von der Oester-
reichischen Nationalbank einzuräumende Kredit
ist nicht auf den im § 41 Abs. 1 des National-
bankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, vorgesehenen
Höchstbetrag anzurechnen.

Artikel II.

§ 3. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die aus einer Mitgliedschaft zum
Europäischen Währungsabkommen erwachsende
Verpflichtung zur Entrichtung von Beiträgen bis
zu 5 Millionen Dollar zu erfüllen.

Artikel III.

§ 4. Das Bundesgesetz vom 30. Juni 1954,
BGBl. Nr. 178, tritt außer Kraft.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz

Anlage

Übereinkommen zwischen dem Bundesministe-
rium für Finanzen und der Oesterreichischen
Nationalbank wegen Aufnahme eines Kredites
der Republik Österreich zur Erfüllung ihrer
Verpflichtungen als Mitglied des Internationalen
Währungsfonds, der Internationalen Bank für
Wiederaufbau und Wirtschaftsförderung sowie

des Europäischen Währungsabkommens.

I.

Die Oesterreichische Nationalbank stellt der
Republik Österreich zum Erlag der österreichi-
schen Quote beim Internationalen Währungs-
fonds und bei der Internationalen Bank für
Wiederaufbau und Wirtschaftsförderung sowie
zum Rückkauf österreichischer Währung vom
Internationalen Währungsfonds im Sinne des
Artikels V Abs. 7 lit. b des Abkommens über
den Internationalen Währungsfonds (BGBl.
Nr. 105/1949), ferner für den Erlag der österrei-
chischen Quote im Sinne des Europäischen Wäh-
rungsabkommens (Europäischen Fonds) die je-
weils erforderlichen Goldmengen und Fremd-
währungsbeträge zur Verfügung.

II.

Zum Erwerb dieser Goldmengen und Fremd-
währungsbeträge gewährt die Oesterreichische
Nationalbank der Republik Österreich einen
Kredit bis zum Höchstbetrag von 650 Millionen
Schilling.

Zur Verzinsung dieses Kredites werden der
Oesterreichischen Nationalbank 2 v. H. p. a. (und
zwar vierteljährlich im vorhinein je 1/2 v. H.)
vom jeweils aushaftenden Schuldbetrag vergütet.

III.
Erwirbt die Republik Österreich aus ihren Be-

teiligungen bei den im Punkt I genannten Insti-
tutionen Goldmengen oder Fremdwährungs-
beträge zurück, so sind diese Werte ausschließlich
zur Tilgung des Kredites zu verwenden.

IV.

Dieses Übereinkommen wird mit seiner gesetz-
lichen Genehmigung wirksam und ersetzt das im
BGBl. Nr. 178/1954 enthaltene Übereinkommen.

75. Bundesgesetz vom 18. März 1959
über eine weitere Änderung des 3. Schatz-

scheingesetzes 1948.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das 3. Schatzscheingesetz 1948, BGBl. Nr. 159,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 92/
1953, wird geändert wie folgt:

§ 1 hat zu lauten:
„§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird

ermächtigt, zum Zwecke des Erlags der österrei-
chischen Quote für den Internationalen Wäh-
rungsfonds und die Internationale Bank für
Wiederaufbau und Wirtschaftsförderung Bundes-
schatzscheine bis zu einem Nennbetrag von
2000 Millionen Schilling zu begeben."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz

76. Bundesgesetz vom 18. März 1959,
betreffend die Befreiung von Schuldverschrei-
bungen inländischer Kreditunternehmen von

der Wertpapiersteuer.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Erwerb von verzinslichen Schuld-
verschreibungen, die von inländischen Kredit-
unternehmen mit einer Laufzeit bis zu fünf
Jahren ausgegeben werden, durch den ersten Er-
werber unterliegt nicht der Wertpapiersteuer.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz
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7 7 . Bundesgesetz vom 18. März 1959,
betreffend Veräußerung von bundeseigenen
Liegenschaften in Baden bei Wien („Sauer-

hof" und „Peterhof").

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigenen Liegenschaften
niederösterreichische Landtafel E.Z. 213, K.G.
Rauhenstein, bestehend aus den. Bauparzellen
105/1, 105/2, 565, den Gartenparzellen 50/2 und
50/10 („Sauerhof") sowie E.Z. 115, K.G. Rauhen-
stein, bestehend aus der Bauparzelle 113, den
Gartenparzellen 17, 36, 46 und der Weide-
parzelle 14/2 („Peterhof") samt Bauwerken,
Thermalquellen und Holzbestand, zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Schärf
Raab Kamitz

7 8 . Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 4. März 1959 über
die Festsetzung des Betrages, der gemäß § 73
Abs. 5 ASVG. von den zur Auszahlung ge-
langenden Renten (Rentensonderzahlungen)

einzubehalten ist.

Auf Grund des § 73 Abs. 5 Allgemeines So-
zialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, in
der Fassung der 4. Novelle, BGBl. Nr. 293/1958,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Finanzen verordnet:

Artikel I.

Der Betrag, der von den in der Kranken-
versicherung der Rentner nach § 73 Abs. 1 All-
gemeines Sozialversicherungsgesetz beitrags-
pflichtigen Trägern der Pensionsversicherung und
von der Versicherungsanstalt der österreichischen
Eisenbahnen gemäß § 73 Abs. 5 des bezogenen
Gesetzes von jeder zur Auszahlung gelangenden
Rente und Rentensonderzahlung, mit Ausnahme
der Waisenrenten, einzubehalten ist, beträgt
— unbeschadet der Bestimmungen des Art. II
Abs. 3 und 4 der 4. Novelle zum Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 293/1958 —
bei Renten und Rentensonderzahlungen von
monatlich

a) unter 900 S . . . 1 v. H.
b) von 900 S bis unter 1200 S . . . 1'5 v. H.
c) von 1200 S bis unter 1500 S . . . 2 v. H.
d) von 1500 S und darüber 2'5 v. H.

der auszuzahlenden Rente (Rentensonderzah-
lung), jedoch mindestens 6 S monatlich.

Artikel II.

(1) Artikel I tritt mit 1. April 1959 in Kraft.
(2) Die Verordnung vom 3. Jänner 1957,

BGBl. Nr . 16, tr i t t mit 31. März 1959 außer
Kraft.

Proksch

7 9 . Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 11. März 1959, wo-
mit die Österreichische Arzneitaxe 1956,
BGBl. Nr. 251/1955, neuerlich abgeändert

wird (13. Änderung der Arzneitaxe).

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 5. Dezember 1955,
BGBl. Nr. 251, womit eine Österreichische
Arzneitaxe herausgegeben wird (Österreichische
Arzneitaxe 1956), in der Fassung der Verordnung
vom 13. Dezember 1958, BGBl. Nr. 289, wird
abgeändert wie folgt:

Artikel I.

In der Anlage B werden die Preisansätze der
nachstehend angeführten Arzneimittel wie folgt
festgesetzt:
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Artikel II.

Die Verordnung tritt mit 1. April 1959 in
Kraft.

Proksch

8 0 . Verordnung der Bundesregierung vom
17. März 1959, mit der die Verordnung
über die Allgemeine Kanzleiprüfung abgeän-

dert wird.

Auf Grund des § 6 Abs. 3 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes vom 8. Juli 1953, BGBl.
Nr. 105, wird verordnet:

Die Verordnung der Bundesregierung vom
23. September 1958. BGBl. Nr. 217, betreffend
die Allgemeine Kanzleiprüfung, wird wie folgt
geändert:

1. § 3 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Zuständigkeit der Prüfungssenate rich-
tet sich nach dem Dienstort des Prüfungswerbers.
Die Dienstbehörde kann jedoch aus dienstlichen
Gründen anordnen, daß der Prüfungswerber die
Prüfung vor einem anderen Prüfungssenat abzu-
legen hat."

2. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Mitglieder der Prüfungskommission
müssen Beamte des höheren Dienstes, des geho-
benen Fachdienstes, des Verwaltungshilfsdienstes
(einschließlich Rechnungshilfsdienst), Lehrer der
Verwendungsgruppen L 1 oder L 2 oder Berufs-
offiziere sein."

3. Der Text des bisherigen § 10 erhält die
Bezeichnung „Abs. 1". Als neuer Abs. 2 ist ein-
zufügen:

„(2) Prüflinge, die bei der Allgemeinen Kanzlei-
prüfung nach den bisherigen Bestimmungen in
einem oder zwei Gegenständen mit „nicht genü-
gend" beurteilt wurden, können die Wieder-
holungsprüfungen weiterhin nach den bisherigen
Bestimmungen ablegen.

Raab Pittermann Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl


